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 An 
 die politischen Parteien 

die Dachverbände der 
Gemeinden, Städte und 
Berggebiete 
die Dachverbände der 
Wirtschaft 

 die interessierten Kreise 
 
 
 
Änderung des Bundesgesetzes über Massnahmen zur Wahrung der inneren 
Sicherheit (BWIS; SR 120); 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 5. Juli 2006 das Eidg. Justiz- und Polizeidepartement beauf-
tragt, bei den Kantonen, den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen 
Dachverbänden der Gemeinden, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizeri-
schen Dachverbänden der Wirtschaft und den interessierten Kreisen ein Vernehm-
lassungsverfahren durchzuführen. 
 
Wir erbitten Ihre schriftliche Stellungnahme bis zum 15. Oktober 2006. 
 
Die Gesetzesrevision zielt auf die Umsetzung der Folgerungen, die sich aus der am 
26. Juni 2002 zuhanden des Parlamentes verabschiedeten „Lage- und Gefähr-
dungsanalyse Schweiz nach den Terroranschlägen vom 11. September 2001“ und 
aus den parlamentarischen Vorstössen nach dem 11. September 2001 ergeben. Ins-
besondere soll die Exekutive existenzbedrohende Gefahren frühzeitig erkennen, in 
ihre Sicherheitspolitik miteinbeziehen und rechtzeitig konkrete Gegenmasssnahmen 
treffen können. 
 
Um dieses Ziel zu erreichen, soll einerseits das bei der Beschaffung von Informatio-
nen zum Einsatz gelangende nachrichtendienstliche Instrumentarium wirksamer ge-
staltet und dem europäischen Standard angenähert werden. Beschränkt auf die Ab-
wehr von Terrorismus, verbotenem politischen oder militärischem Nachrichtendienst 
und verbotenem Handel mit Proliferationsgütern (Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen) sollen die Behörden und Verwaltungseinheiten des Bundes und der 
Kantone in konkreten Fällen zur umfassenden Auskunftserteilung verpflichtet wer-
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den. Unter den nämlichen Voraussetzungen sollen auch gewerbliche Transporteure 
auskunftspflichtig werden, soweit von ihnen ohnehin bereits erhobene Daten benötigt 
werden. Weiter soll unter sehr strengen Voraussetzungen und im Sinne einer „ultima 
ratio“ besondere Mittel zur Informationsbeschaffung eingesetzt werden können. Wie-
derum beschränkt auf die Bereiche Terrorismus, verbotener politischer oder militäri-
scher Nachrichtendienst und Proliferation soll bei gegebener Verdachtslage das Ü-
berwachen des Post- und Fernmeldeverkehrs, das Beobachten an nicht allgemein 
zugänglichen Orten, auch mittels technischem Überwachungsgerät, sowie das ge-
heime Durchsuchen von Datenbearbeitungssystemen ermöglicht werden. 
 
Anderseits soll die Kompetenz des Bundesrates, einer Person, Organisation oder 
Gruppierung eine bestimmte Tätigkeit zu verbieten (z.B. Geldsammlung), soweit die 
Tätigkeit mittelbar oder unmittelbar dazu dient, terroristische oder gewaltextremisti-
sche Umtriebe zu propagieren, zu unterstützen oder in anderer Weise zu fördern und 
die innere oder äussere Sicherheit der Schweiz konkret gefährdet, an den Vorsteher 
des EJPD delegiert und gesetzlich geregelt werden. Die Kompetenz, Organisationen 
zu verbieten, verbleibt wie bis anhin beim Gesamtbundesrat. 
 
Mit weiteren Massnahmen sollen schliesslich punktuelle Lücken des aktuellen Ge-
setzes geschlossen werden. 
 
In der Beilage unterbreiten wir Ihnen den Entwurf einer Änderung des Bundesgeset-
zes über Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS; SR 120) samt 
Erläuterungen und Fragenkatalog zur Stellungnahme. Zusätzliche Exemplare der 
Vernehmlassungsunterlagen können über die Internetadresse www.fedpol.ch oder 
beim Bundesamt für Polizei, Dienst für Analyse und Prävention, Sekretariat, 3003 
Bern, bezogen werden. 
 
Bitte richten Sie Ihre schriftliche Stellungnahme an das Bundesamt für Polizei (fed-
pol), Dienst für Analyse und Prävention, Herrn Philipp Bürgi, oder via E-Mail an 
philipp.buergi@fedpol.admin.ch. 
 
 
 
 Mit freundlichen Grüssen 
 

EIDGENÖSSISCHES JUSTIZ- 
UND POLIZEIDEPARTEMENT 
Der Vorsteher 
 
 
 
Christoph Blocher 
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Beilagen: 
- Vernehmlassungsentwurf und erläuternder Bericht 
- Liste der Vernehmlassungsadressaten 
- Fragenkatalog 


